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Fahreignungsbegutachtung. Indikation und Fragestellung aus
medizinischer Sicht
Abstract
In Zusammenarbeit zwischen dem Bundesamt für Strassen (ASTRA), den Stras- senverkehrsämtern,
Verkehrsmedizinern und Verkehrspsychologen wurde im Jahre 2000 ein Leitfaden für die
Administrativ-, Justiz- und Polizeibehörden erstellt, in dem die Verdachtsgründe, die zu einer
Fahreignungsabklärung führen, systematisch dargelegt werden und erläutert wird, was eine
Fahreignungsbegutachtung umfasst und was die Voraussetzungen für die Wiedererteilung des
Führerausweises sind. In den letzten 9 Jahren haben sich in beiden Fachgebieten - Verkehrsmedizin und
Verkehrspsychologie - neue wissenschaftliche Erkenntnisse ergeben, die eine Neu- auflage des
Leitfadens rechtfertigen. Der folgende Beitrag dient dazu, die aus aktuel- ler verkehrsmedizinischer
Sicht notwendigen Anpassungen und Ergänzungen in Bezug auf die Verdachtsgründe fehlender
Fahreignung darzustellen.
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Abstract 
In Zusammenarbeit zwischen dem Bundesamt für Strassen (ASTRA), den Stras-
senverkehrsämtern, Verkehrsmedizinern und Verkehrspsychologen wurde im Jahre 
2000 ein Leitfaden für die Administrativ-, Justiz- und Polizeibehörden erstellt, in 
dem die Verdachtsgründe, die zu einer Fahreignungsabklärung führen, systematisch 
dargelegt werden und erläutert wird, was eine Fahreignungsbegutachtung umfasst 
und was die Voraussetzungen für die Wiedererteilung des Führerausweises sind. 
In den letzten 9 Jahren haben sich in beiden Fachgebieten – Verkehrsmedizin und 
Verkehrspsychologie – neue wissenschaftliche Erkenntnisse ergeben, die eine Neu-
auflage des Leitfadens rechtfertigen. Der folgende Beitrag dient dazu, die aus aktuel-
ler verkehrsmedizinischer Sicht notwendigen Anpassungen und Ergänzungen in 
Bezug auf die Verdachtsgründe fehlender Fahreignung darzustellen.  
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1.  Einleitung 
Mit der Herausgabe des Leitfadens hat der Bund seinerzeit eine Lücke ge-
schlossen, indem erstmals die Kriterien, die zu einer Fahreignungsabklärung 
führen sollen, systematisch dargestellt wurden. In der Zwischenzeit wurden 
einige Gesetze geändert und vor allem sind neue wissenschaftliche Erkennt-
nisse gewonnen worden, die sich sowohl auf die Indikation zur Fahreig-
nungsabklärung, auf den Inhalt der Gutachten als auch auf die Bedingun-
gen, die für eine Wiedererteilung des Führerausweises einzuhalten sind, 
auswirken.  
2.  Gesetzliche Grundlagen 
In verschiedenen Gesetzesartikeln wird festgehalten, welche medizinischen 
Bedingungen erfüllt sein müssen, damit jemand überhaupt in den Besitz des 
Führerausweises gelangen kann, beziehungsweise welche Krankheiten oder 
Zustände die Fahreignung in Frage stellen.  
In der Verkehrszulassungsverordnung (VZV) Anhang 11 sind die medizini-
schen Mindestanforderungen aufgelistet, die jeder Fahrzeugführer für die 
jeweilige Anforderungsgruppe bzw. Fahrzeugkategorie erfüllen muss. In 
Art. 14 Abs. 2 des Strassenverkehrsgesetzes (SVG)2 wird des Weiteren fest-
gehalten, dass Lernfahr- und Führerausweis nicht erteilt werden dürfen, 
wenn der Bewerber u.a. "nicht über eine körperliche und geistige Leistungs-
fähigkeit verfügt, die zum sicheren Führen von Motorfahrzeugen ausreicht" 
(Abs. 2 lit. b) oder er "an einer die Fahreignung ausschliessenden Sucht lei-
det" (Abs. 2 lit. c).  
Die zuständigen Ämter können von verschiedenen Seiten über Zweifel an 
der Fahreignung informiert werden:  
− Die Justizbehörden sind in gewissen Situationen verpflichtet, dem 
zuständigen Amt Meldung zu erstatten. In Art. 104 Abs. 1 SVG ist 
festgehalten: "Die Polizei- und Strafbehörden haben von allen Wider-
                                                                         
1  Verkehrszulassungsverordnung (VZV) vom 27.10.1976 (Stand 5. Dezember 2008). 
2  Strassenverkehrsgesetz (SVG) vom 19.12.1958 (Stand am 1. Januar 2009). 
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handlungen, die eine in diesem Gesetz vorgesehene Massnahme nach 
sich ziehen könnten, der zuständigen Behörde Kenntnis zu geben". 
Und Art. 123 Abs. 3 VZV hält fest: "Erhält eine Strafbehörde Kenntnis 
von Tatsachen, wie z.B. von schwerer Krankheit oder Süchten, die zur 
Verweigerung oder zum Entzug des Ausweises führen können, so be-
nachrichtigt sie die für den Strassenverkehr zuständige Behörde". 
− Ärzte können ihre Zweifel jederzeit gestützt auf Art. 14 Abs. 4 SVG3 
melden. Weitergehende verkehrsmedizinische Abklärungen können 
auch im Anschluss an eine vertrauensärztliche Kontrolluntersuchung 
etwa von Inhabern von Ausweisen höherer Fahrzeugkategorien oder 
Menschen ab 70 Jahren (vgl. Art. 27 VZV) notwendig sein, falls der 
Arzt Verdachtsgründe fehlender Fahreignung feststellt.  
− Schliesslich können auch Drittpersonen (z.B. Vormund, Beistand) 
Meldung an das zuständige Amt erstatten. 
Bei Eingang solcher Meldungen wird das zuständige Amt prüfen, ob eine 
Fahreignungsbegutachtung in Auftrag gegeben werden muss oder ob die 
Verdachtsgründe hiezu nicht ausreichen. 
3.  Verdachtsgründe fehlender Fahreignung 
3.1  Alkoholkonsum 
3.1.1  Verdachtsgründe gemäss Leitfaden 2000 
Gemäss dem Leitfaden 2000 muss bei folgenden Sachlagen eine Fahreig-
nungsabklärung durchgeführt werden: 
− bei einem Erst-FiaZ mit einer BAK4 von ≥2.50 Gew‰, 
− bei einem Zweit-FiaZ innerhalb von 5 Jahren, falls beim zweiten Vor-
fall eine BAK ≥1.60 Gew‰ festgestellt wird, 
                                                                         
3  Art. 14 Abs. 4: "Jeder Arzt kann Personen, die wegen körperlicher oder geistiger Krank-
heiten oder Gebrechen oder wegen Süchten zur sicheren Führung von Motorfahrzeugen 
nicht fähig sind, der Aufsichtsbehörde für Ärzte und der für Erteilung und Entzug des 
Führerausweises zuständigen Behörde melden." 
4  Blutalkoholkonzentration. 
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− bei einem Dritt-FiaZ-Ereignis innerhalb von 10 Jahren 
oder bei 
− einer ärztlichen Meldung5 betreffend das Vorliegen einer Alkohol-
problematik. 
3.1.2  Situation heute  
Die Schweiz ist mit der Grenze von 2.50 Gew‰ bei einem Erst-FiaZ im Ver-
gleich zu anderen europäischen Ländern sehr grosszügig. Meistens gilt dort 
ein Promillewert ab 1.60 als Indikation für eine Begutachtung. Die mit dem 
Anstieg der Höhe der Alkoholisierung exponentielle Zunahme von Unfällen 
ist unbestritten und wurde schon 1964 durch die Arbeitsgruppe um R.F. 
Borkenstein wissenschaftlich dokumentiert. Es wird von einem sieben Mal 
höheren Unfallrisiko mit 1.00 Gew‰ als mit 0.50 Gew‰ ausgegangen. 
Welche Promillegrenze jedoch für den "Verdacht Alkoholabhängigkeit" an-
gesetzt werden muss, ist aufgrund fehlender wissenschaftlicher Arbeiten, 
die klare Aussagen zum Entscheidungsgrenzwert machen, und auch fehlen-
der Arbeiten, die den Zusammenhang der Höhe des BAK-Wertes mit der 
Diagnose "Abhängigkeit" herstellen, schwierig zu entscheiden. 
Zur Beantwortung dieser Frage ist im Auftrag des ASTRA eine Arbeits-
gruppe6 der Schweizerischen Gesellschaft für Rechtsmedizin (SGRM) unter 
Leitung von Prof. Thomas Siegrist gebildet worden. Gestützt auf eine kleine-
re Studie und Literaturrecherchen wurde 2007 ein Bericht verfasst, der die 
Meinung der SGRM widerspiegelt. Anhand der Studie zeigte sich praktisch 
kein Unterschied im Verhalten zwischen der Gruppe, die einen FiaZ mit 
einer BAK zwischen 2.00 und 2.49 Gew‰ verursacht hatte, und derjenigen 
mit einer BAK ≥2.5 Gew‰. 
Im Rahmen einer medizinischen Dissertation am Institut für Rechtsmedizin 
Zürich wurden 4222 FiaZ-Fälle des Jahres 2001 näher analysiert, indem die 
                                                                         
5  Unter Anwendung von Art. 14 Abs. 4 SVG. 
6  Th. Sigrist (IRM St. Gallen), A. Friedrich (IRM Zürich), U. Grimm (IRM St. Gallen), 
M. Haag (IRM Zürich), B. Liniger (IRM Zürich), R. Seeger (IRM Zürich). 
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"FiaZ-Anamnese" über einen Beobachtungszeitraum von 17 Jahren (1991 bis 
Ende 2007) betrachtet wurde. Die Auswertung der untersuchten Daten zeig-
te, dass es zwar keine klare BAK-Trennlinie gibt, ab der von einem erhöhten 
Risiko einer verkehrsrelevanten Alkoholproblematik ausgegangen werden 
kann. Ab einer Alkoholisierung von 1.60 Gew‰ und mehr zeigten sich je-
doch sowohl überdurchschnittlich häufig Rückfälle als auch eine überdurch-
schnittlich hohe Beteiligung an Unfällen. Ebenso konnte dargelegt werden, 
dass der Zweit-FiaZ grossmehrheitlich mit einer Alkoholisierung in der 
gleichen Promillekategorie erfolgte. 
Unter Einbezug sämtlicher bisheriger Erkenntnisse und unter Berücksichti-
gung der Richtlinien in anderen europäischen Ländern ist sicherlich gerecht-
fertigt, den Verdachtsgrund einer bestehenden verkehrsrelevanten Alkohol-
problematik schon bei einem Promillewert ab 1.60 Gew‰ anzusetzen.  
Aufgrund der den schweizerischen Instituten für Rechtsmedizin bekannten 
Zahlen bezüglich FiaZ-Promillewerte kann gesagt werden, dass eine Herab-
setzung der Grenze auf 2.00 Gew‰ zu rund einer Verdreifachung und eine 
Herabsetzung auf 1.60 Gew‰ zu einer Verneunfachung der zu begutach-
tenden Personen führen würde. Zweifelsohne wäre dies mit den heute zur 
Verfügung stehenden Ressourcen an Gutachtern nicht zu bewältigen.  
3.1.3  Anpassungen / Ergänzungen der Verdachtsgründe bei Alkoholkonsum  
An der Notwendigkeit zur Herabsetzung des Grenzwertes zur Durchfüh-
rung einer verkehrsmedizinischen Abklärung auf 2.00 Gew‰ besteht aus 
verkehrsmedizinischer Sicht kein Zweifel. Die übrigen schon im Jahre 2000 
festgelegten Verdachtsgründe sind weiterhin sinnvoll und angezeigt. 
Im Bericht der Arbeitsgruppe der SGRM wurden neben der Herabsetzung  
der Abklärungsgrenze auf 2.00 Gew‰ Kriterien definiert, die auch bei tiefe-
ren Promillewerten eine Begutachtung rechtfertigen. Sei es aufgrund von 
Feststellungen, die einen Suchtverdacht verstärken, sei es wegen Krankhei-
ten, die sich unter Einwirkung von Alkohol beim Führen eines Fahrzeuges 
problematisch auswirken können (Tabelle 1). 
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Kriterien, die den Suchtverdacht verstärken /  
Krankheiten, die bei Alkoholkonsum problematisch sind 
 
in allen Fällen 
(d.h. auch unterhalb von 1.60 Gew‰) 
zwischen 1.60 und 1.99 Gew‰ 
 
» Medikation mit Antabus/ Campral 
o.ä.  
» Selbstdeklaration eines Alkohol-
problems 
» Angaben über frühere/aktuelle 
Alkoholtherapien 
» Offensichtliche Entzugserscheinun-
gen 
» Drogen-Substitutionbehandlung 
(z.B. mit Methadon, Subutex) 
» Zusätzlich bestehende Krankheiten: 
- Epilepsie 
- insulinbehandelter Diabetes 
- psychische Erkrankung 
 
» fehlende Alkoholisierungszeichen 
» auffällige Alkoholstigmata 
» Tageszeit der Angetrunkenheit  
bzw. der FiaZ-Fahrt 
» Trinken über einen langen Zeit-
raum, geltend gemachte Rest-
alkoholisierung 
» grosse Nachtrunkmenge, Sturztrunk 
» Einnahme von sedierenden/ 
psychotrop wirkenden Medikamen-
ten 
» Einnahme von zentral wirkenden 
Analgetica 
Tabelle 1: Indikation für eine verkehrsmedizinische Abklärung bei Promillewerten  
<2.00 Gew‰. 
 
Zusammenfassend sind Verdachtsgründe für eine fehlende Fahreignung aus 
verkehrsmedizinischer Sicht unter folgenden Voraussetzungen gegeben: 
1. Erst-Fiaz ab ≥2.00 Gew‰; 
2. Erst-FiaZ mit tieferen Werten, wenn bestimmte Kriterien den Ver-
dachtsgrund einer Alkoholproblematik verstärken 
oder 
wenn Krankheiten vorliegen, bei denen der Alkoholkonsum erhöht 
negative Auswirkungen auf die Fahrfähigkeit haben kann; 
3. Zweit-FiaZ innerhalb von 5 Jahren, falls beim zweiten Vorfall eine 
BAK ≥1.6 Gew‰ festgestellt wird; 
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4. Dritt-FiaZ innerhalb 10 Jahren; 
5. ärztliche Meldung betreffend Vorliegens einer Alkoholproblematik. 
3.2  Drogen-/Medikamentenkonsum 
3.2.1  Verdachtsgründe bei Drogenkonsum gemäss Leitfaden 2000 
Wie bei der Alkoholproblematik wurden im Leitfaden auch bei der Drogen-
problematik Verdachtsgründe dargelegt, die eine Fahreignungsabklärung 
rechtfertigen. Es sind dies: 
− Führen eines Fahrzeugs unter Einfluss von Drogen oder anderen psy-
choaktiven Substanzen7 (FUD/FUM); 
− bei jeder Meldung über einen Konsum von Heroin und Kokain, auch 
ohne Ereignis im Strassenverkehr; 
− bei einer Methadonsubstitutionstherapie 
und bei 
− jeder ärztlichen Meldung8 betreffend Vorliegens einer Drogenproble-
matik. 
3.2.2  Situation heute  
Seit dem 1.1.2005 gilt die Fahrfähigkeit als beeinträchtigt, sofern ein Fahr-
zeug unter Einfluss einer der in der Verkehrsregelnverordnung (VRV)9 auf-
gelisteten Substanzen (Null-Toleranz-Liste) gelenkt und im Blut der vom 
ASTRA festgelegte Grenzwert10 überschritten wird. Hierbei handelt es sich 
                                                                         
7  Namentlich sind folgende Substanzen erwähnt: Heroin, Kokain, Amphetamine (inkl. 
Designer-Drogen), Barbiturate, Benzodiazepine, Cannabis, LSD, Methaqualon. 
8  Unter Anwendung von Art. 14 Abs. 4 SVG. 
9  Die in VRV Art. 2 Abs. 2 festgehaltenen Substanzen sind: 
 Tetrahydrocannabinol (Cannabis); freies Morphin (Heroin/Morphin); Kokain; Amphe-
tamin (Amphetamin); Methamphetamin; MDEA (Methylendioxyethylamphetamin); 
MDMA (Methylendioxymethamphetamin). 
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um Substanzen, die durch ihre Wirkung die Fahrfähigkeit beeinträchtigen, 
wobei die Wirkung unterschiedlich ist. 
Heute werden vor allem "aufputschende" Substanzen wie Kokain, Amphe-
tamin, Ecstasy (MDMA), Thai-Pillen (Metamphetamin) etc. konsumiert. Die 
Einnahme dieser Substanzen – je nach Dosierung und Gewöhnung – führt 
zur Selbstüberschätzung der eigenen Fähigkeiten, zu erhöhter Risikobereit-
schaft und, durch die veränderte Wahrnehmung, zu besonders gefährlichem 
Verhalten im Strassenverkehr. Nicht zuletzt deshalb, weil immer wieder 
verschiedene Substanzmischungen konsumiert werden, ist die Wirkung sehr 
individuell und nicht voraussehbar. 
Personen, die solche Substanzen konsumieren, müssen verkehrsmedizinisch 
abgeklärt werden. Zum einen können diese Substanzen zu einer Sucht füh-
ren (mit unterschiedlichem Suchtpotenzial), zum andern ist bekannt, dass 
diese Substanzen auch häufig in Kombination mit Alkohol und unkontrol-
liert konsumiert werden.  
Auch beim Konsum anderer Substanzen, die durch ihre Wirkung eine be-
sondere Gefahr im Strassenverkehr darstellen, ist eine verkehrsmedizinische 
Abklärung angezeigt. Dazu gehören Substanzen wie GHB11, GBL12, 1,4-
Butandiol (BD)13 und Methaquolon14. Allen Substanzen gemeinsam ist das 
                                                                                                                                                                          
10  Verordnung des ASTRA zur Strassenverkehrskontrollverordnung (VSKV-ASTRA), 
6. Abschnitt: Nachweis von Betäubungsmitteln, Art. 34: Die Betäubungsmittel nach 
Art. 2 Abs. 2 der Verkehrsregelnverordnung vom 13. November 1962 gelten als nach-
gewiesen, wenn die Messwerte im Blut die folgenden Grenzwerte erreichen oder über-
schreiten:  
  a.  THC: 1,5 µg/L, 
  b. freies Morphin: 15 µg/L, 
  c. Kokain: 15 µg/L, 
  d. Amphetamin: 15 µg/L, 
  e. Methamphetamin: 15 µg/L, 
  f. MDEA: 15 µg/L, 
  g. MDMA: 15 µg/L.  
11  Strassennamen: k.o.-Tropfen, Liqued Ecstasy. 
12  Strassennamen: Bluenitro, Gamma G. 
13  Strassennamen: Thunder Nectar, BVM. 
14  Präparat-Beispiel: Toquilone®. 
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Risiko der Etablierung eines regelmässigen Konsums und dadurch eine Er-
höhung des Risikos des Führens eines Fahrzeugs unter Drogeneinfluss. 
Neben Alkohol ist Cannabis15 eine der Substanzen, die von Teilnehmern am 
Strassenverkehr am häufigsten konsumiert werden. Die Indikation zu einer 
verkehrsmedizinischen Abklärung stellt sich, wie bei den anderen Substan-
zen in der Nulltoleranzgruppe, immer bei einem Vorfall mit Fahren unter 
Cannabiseinfluss. Bei solchen Vorfällen wird bei der Blutanalyse neben dem 
aktiven Wirkstoff Tetrahydrocannabinol (THC) auch der inaktive Wirkstoff 
THC-Carbonsäure (THC-COOH) gemessen. Diese Substanz ist ein sehr gu-
tes Indiz für einen allfälligen chronischen Cannabiskonsum. Daldrup et al.16 
konnten nachweisen, dass eine Konzentration von ≥75 µg/L THC-COOH im 
Blut mit einem chronischen Konsum zu vereinbaren ist. Im Rahmen einer 
medizinischen Dissertation am IRMZ17 konnte bei den im Jahre 2003 und 
2004 hinsichtlich ihrer Fahreignung begutachteten Cannabiskonsumenten 
bei insgesamt 52,5 % eine Konzentration von ≥75 µg/L THC-COOH und 
somit ein chronischer Konsum nachgewiesen werden. Dies, obwohl sich 
diese Personen genau wegen dieser Fragestellung der medizinischen Unter-
suchung stellen mussten. 
Eine Fahreignungsbegutachtung ist somit sowohl bei einem Vorfall mit Fah-
ren unter Cannabiseinfluss als auch beim Nachweis einer THC-Carbonsäure 
Konzentration von ≥75 µg/L im Blut anlässlich des Ereignisses indiziert. 
Gewisse Medikamentengruppen, insbesondere Benzodiazepine, weisen 
ebenfalls ein hohes Suchtpotenzial auf, die nach wie vor eine verkehrsmedi-
zinische Abklärung bei einem Vorfall mit Fahren unter Medikamentenein-
fluss (FUM) rechtfertigen.  
                                                                         
15  Statistik IRMZ. 
16  Daldrup T, Käferstein H, Köhler H, Maier R-D, Musshoff F (2000) Entscheidung zwi-
schen einmaligem/gelegentlichem und regelmässigem Cannabiskonsum, Blutalkohol 
Vol. 37/2000, 39–47. 
17  Iva Popper (2007) Kriterien zur Fahreignungsbeurteilung von Cannabiskonsumenten. 
Eine retrospektive Studie anhand von 120 Begutachtungen aus den Jahren 2003 und 
2004. Medizinische Dissertation. Arbeit unter Leitung von Dr.med. Bruno Liniger. 
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Neben der Methadonsubstitutionstherapie bei Heroinabhängigen hat sich 
auch die Substitutionstherapie mit Subutex etabliert. Grundsätzlich darf bei 
einer Substitutionstherapie kein Beikonsum von anderen psychotropen 
Substanzen bestehen, so dass bei Bekanntwerden einer solchen Therapie 
eine Untersuchung zum Ausschluss eines Beikonsums indiziert ist. Gleich-
zeitig sind in solchen Fällen immer Auflagen zur weiteren Kontrolle der 
Abstinenz notwendig. 
3.2.3  Anpassungen / Ergänzungen der Verdachtsgründe bei Drogenkonsum  
Aus verkehrsmedizinischer Sicht ist eine verkehrsmedizinische Abklärung 
in folgenden Situationen zu empfehlen: 
1. FUD oder Konsum einer der Substanzen, die in Art 2 Abs 2 VRV 
(Nulltoleranz-Liste) erwähnt sind; 
2. Cannabis: 
a) immer bei Fahren unter Cannabiseinfluss, 
b) beim Nachweis von THC-Carbonsäure (THC-COOH) ≥75 µg/L im 
Blut; 
3. FUD oder Konsum von Substanzen, die durch ihre Wirkung/Neben-
wirkung eine besondere Gefahr im Strassenverkehr darstellen, zum 
Beispiel GHB/GBL; 
4. Substitutionstherapie; 
5. Fahren unter Medikamenteneinfluss (FUM): Medikamente mit beson-
ders hohem Suchtpotenzial oder starken psychotropen Wirkungen 
wie z.B. Benzodiazepine; 
6. ärztliche Meldung betreffend Vorliegens einer Drogenproblematik. 
3.3  Andere Verdachtsgründe fehlender Fahreignung 
Neben dem Verdacht auf eine Abhängigkeit oder einen verkehrsrelevanten 
Konsum von Alkohol, Drogen oder Medikamenten muss eine verkehrsme-
dizinische Untersuchung angeordnet werden, wenn der Verdacht auf das 
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Vorliegen einer verkehrsmedizinisch relevanten Erkrankung besteht, welche 
die Fahreignung in Frage stellen kann.  
Dies kann beim Verdacht der Nichterfüllung einer der medizinischen Min-
destanforderungen gemäss Anhang 1 der Verkehrszulassungsverordnung 
(VZV) der Fall sein oder beim Verdacht auf Vorliegen einer anderen Erkran-
kung, welche die Fahreignung momentan oder dauernd ausschliesst.  
Zahlreiche Krankheiten kommen hier in Frage: Neurologische Erkrankungen 
wie z.B. Epilepsie, Parkinson oder multiple Sklerose, Zuckerkrankheit, insbe-
sondere bei Behandlung mit Insulin, oder Krankheiten, die mit einer erhöhten 
Schläfrigkeit verbunden sind, können die Fahreignung einschränken. Mit 
zunehmendem Alter der Bevölkerung ist auch an eine demenzielle Entwick-
lung zu denken, welche die Fahreignung ausschliessen kann. Auch psychi-
sche Erkrankungen, wie z.B. Schizophrenie, haben grosse verkehrsmedizini-
sche Relevanz. Nicht zuletzt kann die Fahreignung durch eine Verminde-
rung des Sehvermögens beeinträchtigt werden. 
3.3.1  Verdachtsgründe anderer Erkrankungen gemäss Leitfaden 2000 
Im Leitfaden 2000 wird auf diese Problematik unter psychische Krankheiten 
resp. Bewusstseinsstörungen18 eingegangen. Die dort formulierten Ver-
dachtsgründe haben weiterhin ihre Gültigkeit.  
In erster Linie muss  
− bei jeder ärztlichen Meldung über das Vorliegen einer verkehrsmedi-
zinisch relevanten Erkrankung eine Untersuchung angeordnet wer-
den, 
− bei Erleiden einer Bewusstlosigkeit 
ebenso wie 
− bei einer offensichtlichen psychischen Störung. 
                                                                         
18  Verdachtsgründe fehlender Fahreignung: Seite 4 Punkt 2 und 3. 
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3.3.2  Erkennung von Verdachtsgründen bei verschiedenen Erkrankungen 
Für die Administrativbehörden bedeutet es eine grosse Herausforderung, in 
den Akten (meist Polizeirapport) Hinweise auf solche Erkrankungen zu 
erkennen oder nicht zu übersehen. Insbesondere da es auch darum geht, die 
Verhältnismässigkeit zu wahren. Einerseits gilt es zu vermeiden, dass bei 
jedem erhöhten Blutdruck eine verkehrsmedizinische Abklärung angeord-
net wird, andererseits sollte keine verkehrsrelevante Erkrankung von Bedeu-
tung unerkannt bleiben. Schulung und zunehmende Erfahrung können hel-
fen, diese Verdachtsgründe besser zu erfassen. 
Am häufigsten machen die Betreffenden selbst Angaben über das Vorliegen 
einer verkehrsrelevanten Erkrankung. Hinweise auf eine verkehrsrelevante 
Erkrankung können auch verschriebene Medikamente geben, z.B. Psycho-
pharmaka, Medikamente gegen Zuckerkrankheit oder Epilepsie etc.; Schil-
derungen resp. Beobachtungen von bestimmten Verhaltensweisen können 
ebenfalls wertvolle Indizien sein, beispielsweise ein Zungenbiss als Hinweis 
für einen Krampfanfall. Als weiteres Beispiel sei hier die Desorientiertheit 
oder offensichtliche Gedächtnislücken bei älteren Menschen erwähnt 
(kommt auf den Polizeiposten, weil er Fahrzeug oder Heimweg nicht mehr 
findet), welche an eine demenzielle Entwicklung denken lässt. 
Das Unfallgeschehen selbst kann auch Hinweise auf das Vorliegen einer 
Erkrankung als Unfallursache geben. 
3.3.3  Vorgehen bei Verdacht des Vorliegens einer verkehrsrelevanten 
Erkrankung 
In bestimmten Fällen ist sicherlich nicht nur die Indikation für eine ver-
kehrsmedizinische Abklärung klar gegeben, sondern auch ein vorsorglicher 
Führerausweisentzug aus verkehrsmedizinischer Sicht zwingend angezeigt. 
So bei einer tatsächlichen oder geltend gemachten kurzen Bewusstseinsstö-
rung, bei einem epileptischen Anfall oder bei einer akuten psychischen Ent-
gleisung. 
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Verkehrsmedizinisches Aktengutachten 
Problematisch sind die vielen "Grauzonen-Fälle". Es liegt zwar eine ver-
kehrsrelevante Erkrankung vor, es ist jedoch kein Vorfall im Strassenverkehr 
bekannt resp. kein Vorfall, der offensichtlich mit der Erkrankung im Zu-
sammenhang steht. Wegen fehlenden medizinischen Fachwissens ist es für 
die Behörde oft schwer abzuschätzen, wie weit die Krankheit wirklich ver-
kehrsrelevant ist. 
In diesen Fällen hat sich seit Jahrzehnten die Erstellung eines verkehrsmedi-
zinischen Aktengutachtens bewährt. Der Betreffende wird von den Behör-
den aufgefordert, innerhalb einer eng gesetzten Frist (2 Wochen) einen Be-
richt des behandelnden Arztes (Spezialarzt/ Hausarzt) einzureichen. Im 
Rahmen einer Aktenbegutachtung kann ein erfahrener Verkehrsmediziner – 
und nur dieser – den Behörden Vorschläge für das weitere Vorgehen un-
terbreiten. Allenfalls kann die Fahreignung schon im Rahmen des Aktengut-
achtens definitiv beurteilt werden. Falls dieser eine weitergehende Untersu-
chung als notwendig erachtet, muss er dies im Aktengutachten fachlich 
nachvollziehbar begründen. 
Ein Aktengutachten kann also in sogenannten Grenzfällen nützlich sein. 
Dabei ist folgendes Vorgehen zu empfehlen: 
− Die Behörde fordert den Betroffenen unter Festlegung einer engen 
Frist (2 Wochen) auf, einen ärztlichen Bericht des Spezialarztes/ 
Hausarztes einzureichen; 
− unter Zusendung des ärztlichen Berichtes und den übrigen Admini-
strativ-Akten wird einem (erfahrenen) Verkehrsmediziner der Auftrag 
zur Aktenbegutachtung erteilt; 
− der Verkehrsmediziner beurteilt die Fahreignung oder begründet, 
warum eine weitergehende Untersuchung notwendig ist. 
Das vorgängige Einholen eines Aktengutachtens kann also den Behörden als 
Entscheidungshilfe dienen. 
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4.  Fragestellung bei Fahreignungsbegutachtungen aus verkehrsmedizini-
scher Sicht 
Die Fragestellung sollte sich primär auf den Verdachtsgrund, der zur ver-
kehrsmedizinischen Abklärung führte, beschränken. Allerdings wäre es 
kaum nachvollziehbar, wenn bei einer verkehrsmedizinischen Abklärung 
eine andere verkehrsrelevante Erkrankung bemerkt würde und diese nicht 
erwähnt resp. hinsichtlich ihrer Verkehrsrelevanz beurteilt würde. Als Bei-
spiel sei die Feststellung einer epileptischen Erkrankung oder einer ungenü-
genden Sehschärfe bei jemandem genannt, der sich primär zwecks Abklä-
rung eines allfälligen Alkoholproblems der Untersuchung stellt. Häufig 
wird den Gutachtern der Vorwurf gemacht, sie würden "so lange suchen, bis 
sie etwas fänden". Dies darf keinesfalls geschehen. Hingegen widerspräche 
es der verkehrsmedizinischen Sorgfaltspflicht, wenn bei der Begutachtung 
nicht auch die medizinischen Mindestanforderungen überprüft würden. 
4.1  Fragen zur verkehrsmedizinischen Diagnose 
Diese richtet sich nach dem Verdachtsgrund, zum Beispiel: 
− Liegt eine Abhängigkeit/ein Missbrauch oder ein verkehrsrelevanter 
Substanzkonsum vor? 
− Liegt eine verkehrsrelevante psychische Erkrankung vor? 
− Liegt eine verkehrsrelevante Erkrankung vor? 
4.2  Fragen zur Beurteilung der Fahreignung aus verkehrsmedizinischer 
Sicht 
Kann die Fahreignung aus medizinischer Sicht befürwortet werden? Falls 
nein, welche Bedingungen sind für eine Befürwortung der Fahreignung ein-
zuhalten? 
Kann die Fahreignung aus medizinischer Sicht befürwortet werden? Falls ja, 
sind aus medizinischer Sicht Auflagen notwendig? 
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4.3  Wichtige Zusatzfrage 
In jedem Falle ist auch folgende Frage angezeigt: 
− Liegen andere (offensichtlich) verkehrsrelevante Befunde oder Er-
krankungen vor? 
Falls diese Frage nicht gestellt wird, kann der Gutachter immer unter Be-
zugnahme auf Art. 14 Abs. 4 SVG einen entsprechenden Hinweis im Gut-
achten festhalten. 
Stichwörter 
Fahreignung 
Gutachten 
Indikation 
Leitfaden 
Verdachtsgründe fehlender Fahreignung 
Verkehrsmedizin 
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